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Der int -Jahre J787 in Kraft getretene Kodex -Joseph des II. ,,Allge- 
meines Gesetz über Verbrechen und derselben Strafen" wurde seit semer 
Schaffung vor fast 200 .Jahren von vielen ttnd auf vielerlei Weise gewertet. 
Man analysierte die Utnstände der Ausarbeitung des Kodexes, dte steh 
int Gesetzbuch widerspiegelnden Elemente der Persönlichkeit des Herr 
schers. man würdigte die innere Proportion der Rechtsnormen, den W ert 
der einzelnen rechtstschnischen Lösungen (die Vor und Nachteile). Man 
le<de auch auf die Waage, welche Entwicklung die Sanctto Grimma hs 
Josephina int Verhältnis zu ihrer Vorgängerin (der Gonstttutio Grnnmahs 
Thcresiana) aufweist und man könnte vor einigen Jahren das Erscheinen 
einer Monographie begrüssen, die -  mit Hilfe der rechtsvcrgleichenden 
Methode -  die Werte des Strafgesetzbuches von Jose]th 11. tm Vergleich 
mit den progressiven wissenschaftlichen ttnd politischen Ideett dteser 
Fnoclie wie auch mit ähnlichen Gesetzen anderer aufgeklärten Herr­
scher untersucht und würdigt.' Die Sanctio Criminalis Josephina ver­
dient ja die Aufmerksamkeit der Rechtswissenschaft: sie ist eine bedeut­
same Station der mitteleuropäischen Strafrechtsentwicklung, die durch 
Abschaffung der Todesstrafe, das Verbot der Analogie und durch zahl­
reiche andere Dispositionen unter dett Dokumenten der allgemeinen 
Rechtskultur mit Recht einen hervorragenden Platz cinnimmt.
Die bisherigen wissenschaftlichen Wertungen sind aber von einem 
Standpunkt aus lückenhaft, die einzelnen Verfasser bewerten folgende 
Fragen ziemlich stiefmütterlich: Wie hat sich der Kodex in der Iraxis 
bewahrt ? Welche Probleme bedeutete der Umstand, (lass Joseph der II. 
das materielle Strafrecht des ganzen Reiches einheitlich gestaltete, wo 
doch die wirtschaftlich-gesellschaftliche und kulturelle Entwicklung der 
einzelnen Länder an verschiedenen Stufen stand ? Bestanden überall die 
zur Durchführung der Reform notwendigen objektiven und subjektiven 
Bcdimmngen? Stand die strafrechtliche Reform mit anderen (z.B. \cr- 
waltungsrcformen) in Einklang? Bestanden solche gesellschaftspoliti­
schen Kräfte, auf die sich der Herrscher lici der Durchführung seiner Kon­
zeptionen verlassen konnte? In dieser Studie möchte ich auf diese kragen 
eine Antwort geben. Bei der Beantwortung habe ich nur die Lage des
zeitgenössischen Ungarn (der Länder der ungarischen Krone) in Betracht 
gezogen, hatte dies aber umsomehr für meine Pflicht, als in der deutschen 
Literatur die irrige Anschauung vorkommt, dass sich der Geltunttsbe 
reich des Strafgesetzbuches von Joseph 11. auf Ungarn und Hicbenbür<'cn 
nicht erstreckt hat.- [)) dieser kurzen Studie konnte ich natürlich die 
Frage nicht auslührlich analysieren, nicht auf jedes wesentliche Problem 
hniwciscn. dies würde die Aufgabe einer grösseren, sich auf alle wesent 
liehen Reformen des Josefinismus bezüglichen Arbeit bilden.
1. An der Ausarbeitung des josefinischen Kodexes ,,Allgemeines 
Gesetzbuch über Verbrechen und derselben Strafen" hat kein einziges 
.Mitglied der ungarischen staatlichen Führungsorgane (Kanzlei. Ol^r- 
gcrichte und des Guberninms von Siebenbürgen) teiliicnommen, deshalb 
war der Beschluss Josephs des 11. vom 14. Januar 1 7R7 für die ungarische 
Kanzlei eine ( berrasehung. mit weichem Beschluss die Kanzlei angewic 
sen wurde, ,,dass sie das Gesetzbuch sogleich alihier in die lateinische 
Sprache übersetzen und drucken lassen" soHeA Die Kanzlei - obwohl sie 
nicht zum ersten Mai in diese Lage geriet -  fand es merkwürflig, dass ihr 
m einer so wichtigen, die wertvollen Sphären der menschlichen Lebens 
Verhältnisse betreffenden und die Landesverfassung gleichfalls bedeutend 
berührenden Frage nur eine so untergeordnete Aufgabe erteilt wurde, 
weshalb sie (,,uni die höchste Wiilenstnevnung nicht zu verfehlen") in 
einer Unterbreitung um Aufklärung hat,' ob es nicht ihre Aufgabe sei 
enien Vorschlag bezüglich der Adaptation des Kodexes unter Finbezie- 
liung der Landesobergerichte (Septcmviraitafcl, Königliche Tafel) ein 
zubringen. Der Herrseher behob -  in seiner jetzt schon klarer konzipier­
ten besolution — jedes Missverständnis: das Manuskript der deutsch­
sprachigen Version des Kodexes sei bereits in der Druckerei. ..da aber ein 
lateinischer Aufsatz hievon für Hungarn und Siebenbürgen nothwendi" 
ist", müsse die Übersetzung je eher stattfinden und der Druck möglichst 
schnell besorgt werden. Kr verfügte auch, dass, wenn die lateinische Über­
setzung vollendet sei, diese mit dem deutschen Original verglichen wei­
de (unter Einbeziehung des Hofrates von Keess, der in der Ausarbeitung 
des Kodexes eine bedeutende Polle gespielt hatte, weil er ..in dieser Sache 
die Feder geführt hat"), danach sei unverzüglich der Druck zu besorgen 
um ,,somit dieses Gesetz in Hungarn und in Siebenbürgen zur Ausübun" 
zu bringen", in der grundlegenden Frage -  der Durchführung der Adap 
tion -  bhebder Herrscher unbeugsam: ,,ln Ansehung der Fundamental 
Gesetze von Hungarn kann hierin kein Bedenken obwalten, da PeHu-rfAca 
1 r/-6rrr/,c;- ä/irw// yü/f/ic A'/zvi/G; y/f/r/uu; ä&v
¿'o/nznea azä.s&ca."' Die einzige ..meritorische" Aufgabe der Kanzlei blieb 
ajso die L bersetzung des Kodexes, aber im Laufe der Vergleichung mit 
Keess wurde der Kanzlei eine neuere erniedrigende Überraschun" zuteil. 
Ls stellte sich nämlich heraus, dass diese Arbeit vollkommen überflüssig 
und sinnlos war, denn Joseph Ji. hatte die lateinische Übersetzung 
teils liir Galizien, teils für den Gebrauch der Länder mit italienischen Ein 
wohnern -  schon durch einen Wiener Buchzensor (den Abt Szekercs) 
vornetimen lassen. Der Entscheidung des Herrschers entsprechend ge­
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langte in Ungarn und Siebenbürgen die Übersetzung von Sxekeres zur 
Veröffentlichung (nach der Meinung von Keess war zwischen beiden 
Übersetzungen kein Unterschied), und so wurde gelegentlich der Schaf­
fung eines wichtigen Kodexes der aus vorzüglichen Kräften bestehenden 
und der Durchführung der Reformen aufrichtig dienenden Kanzlei nicht 
einmal die Rolle zuteil, dass sie für die Übersetzung des Gesetzbuches 
Sorge tragen konnte. Nach diesen Vorereignissen gelangte die inkraft­
setzende Verordnung mit dem 22. März 1787 zur Veröffentlichung."
2. Wie fügte sich die Wirklichkeit der Konzeption des Herrschers 
(laut der ,.Verbrecher und Verbrechen überall gleiche Strafen und nach 
gleichen Grundsätzen überkommen müssen")? Welcher Meinung waren 
in dieser wichtigen Frage die ungarischen Anhänger und Vorkämpfer der 
Reformen ? Der Unterschied zeigt sich am auffallendsten bei der Wertung 
des Strafsystems des Kodexes. Laut einer der grundlegenden Verfügungen 
der Sanctio C'riminalis Josephina konnte der Strafrichter fast über alle 
Täter — eine in zwei Abstufungen und je 3 Graden konkret (in verhältnis­
mässig breiten Rahmen) bestimmte — Freiheitsstrafe verhängen, andere 
Strafarten durfte er nicht anwenden, er hatte im gesetzlichen Rahmen zu 
bleiben. In dieser Zeitperiode waren aber in Ungarn die notwendigen 
(objektiven) Bedingungen für eine so radikale Änderung des Strafsystems 
nicht vorhanden. Die Besiedlung der von der anderthalb Jahrhundert 
dauernden Türkenherrschaft kaum seit 75 Jahren befreiten und fast voll­
kommen unbewohnten Gebiete war noch nicht vollzogen, ein grosser 
Teil der Komitate besass keinen Sitz, die Anzahl und Grösse der Gefäng­
nisse in der Provinz entsprach dem Strafsystem, bzw. der Strafverfahrens­
praxis aus der Zeit vor der Thronbesteigung Josephs II., konnte aber 
iiberhaupt nicht den Anforderungen des joscfinistischeti Strafgesetzbu­
ches entsprechen. Bis 1780 beruhte das Strafsystem in Ungarn auf zwei 
Grundpfeilern: der Todesstrafe und der Leibesstrafe; die primäre Bestim­
mung der Gefängnisse zu dieser Zeit war also, dass sich ,,die Verbrecher 
— bis über sie das Kndurtheil gefällt wird, unter einer sicheren Verwah­
rung befinden."" Ein Verdächtigter war also — wenigstens im Verhält­
nis zur josefinistischcn Praxis — nur so lange im Gefängnis, bis der Richtcr 
das Urteil verkündete — deshalb nahmen sie im allgemeinen an öffent­
lichen Arbeiten nicht teil, und auch die innere Ordnung der Gefängnisse 
diente als bestimmtem Ziel der sicheren Verwahrung. Mit der Thronbe­
steigung Josephs II. — und hauptsächlich mit dein Inkrafttreten des 
Strafgesetzbuches in Ungarn — änderte sich diese Lage von Grund auf; 
das Gefängnis wurde aus einer Institution des Strafverfahrens zum Ort 
des Strafvollzugs, und die Zahl der verurteilten Sträflinge wuchs aufs 
Mehrfache der Häftlinge. Deshalb (wie auch wegen der ,,Sparsamkeit" 
Josephs 11. betreffs Verminderung des bewaffneten Personalstandes in 
den Komitaten) wurde nicht nur die Unterbringung der Verurteilten, 
sondern auch ihre Verwahrung ausserordentlich schwer: häufig waren 
Ausbrüche, die Erhaltungskosten stiegen (Verpflegung. Kleidung, usw.), 
bald musste der Personalstand der Wachmannschaft erhöhte werden, 
deren Arbeit auch dadurch problematisch wurde, dass es unvergleichbar
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schwerer war die öffentliche Arbeiten verrichtenden verurteilten Sträf­
linge xu bewachen als die Häftlinge, die im Gefängnis auf ihr noeh un- 
sichetcs f ¡teil warteten. Aur f berbrückung der Schwierigkeiten wurden 
xwar Lösungsvorschläge gemacht (z.B. dass die Verurteilten im Gefäng­
nis arbeiten sollen, hier sollen sie Wolle kämmen und spinnen), diese 
\ orseldäge waren aber unter den bestehenden Verhältnissen unaus­
führbar. In den meisten Gefängnissen, die durch die grossen Massen der 
Verurteilten überfüllt wurden, war zur Aufstellung solcher Manufakturen 
nicht genügend Platz, aber diese Lösung hätte auch für den Staat grosse 
finanzielle Lasten bedeutet, der weder für die Beschaffung des Rohmate­
rials, noch liir die Ausrüstung der Manufakturen, aber auch nicht für die 
Erweiterung der Gefängnisse oder für die Aufstellung neuer, den Anfor­
derungen entsprechender Zuchthäuser genügend materielle Mittel besassA 
Die Lage wurde dadurch erschwert, dass aufgrund der Entscheidung des 
Herrschers die von den Militärgerichten zu Kerkerstrafen verurteilten 
Soldaten den Komitaten zwecks Bewachung übergeben wurden, anderseits 
weil nach Entzug des Jus gladii auch die Gefängnisse der Gutsbesitzer auf­
gelöst wurden: demzufolge ergab sieh, dass während früher für die an­
sonsten auch niedrigere Anzahl von Häftlingen innerhalb eines Komitates 
mehrere Gefängnisse zur Verfügung standen, nach dem Inkrafttreten der 
Sanctio ( riminalis Josc^hina die auls Mehrfache gestiegene Anzahl der 
Strällinge ganz in den Komitatsgcfängnisscn untergebracht weiden 
mussten. So kam .,aus Mangel der gehörigen Anordnung die Absicht der 
Gesetze nicht zur Geltung", und wegen Verschiedenheit der Gefängnisse 
ist ..derjenige, der bloss durch den einstweiligen Verlust seiner Ercvheit 
hätte gestrafet werden sollen, durch die — aus dem Mangel des gehörigen 
Raumes nothwendig einstehenden — Krankheiten vor der Zeit gestor­
ben".'  ^ \\ oanders hingengen entsprach die mit Pflichtarbeit und Freiheits­
verlust verbundene Bestrafung (gerade wegen Mangel an Arbeitsmöglich­
keit oder weit die geleistete Arbeit nicht entsprechend war), den Vor­
stellungen des Gesetzgebers nicht. So erfordert laut .Meinung der Kanzlei 
,.die Menschlichkeit und die Erfüllung der Strafgesetze" in gleicher Weise 
eine Änderung des Strafsystems. Einen ähnlichen Standpunkt nahm die 
Septemviraltafcl ein (die die Rolle der Obersten Justixstclle in Ungarn 
innehatte): ,,Heilig sind die Gründe (die Willkür des Richters verbannen; 
zwischen den politischen und Criminalverbrechcti eine Grenzlinie ziehen, 
auch jedes Verbrechen mit verhältnismässiger Strafe belegen"), die Tafel 
selbst erkennt es als ihre Pflicht an der Verwirklichung dieser Ziele zu die­
nen, aber ihre Meinung geht dahin, dass man für sämtliche Länder des 
Herrschers — weder bezüglich des materiellen noch des prozessualen 
Rechts — die gleichen Strafgesetze in Kraft setzen kann. Die geschicht­
liche Entwicklung, die gegenwärtige Lage, die kulturellen und rechtlichen 
1 raditionen der einzelnen Länder weichen voneinander gleichcrmassen 
ab, und diese Abweichungen müssen sich auch in den strafrechtlichen 
Normen widerspiegeln. Der Verwirklichung der heiligen Zielsetzungen 
des Herrschers muss in jedem Lande mit anderen (den konkreten Ver­
hältnissen entsprechenden) Mitteln gedient werden. ,,Wir fühlen wie
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schwer es ist, diesen Zweig der Gesetzgebung zu bestimmen, und wir 
sehen, dass auch (tic grössten Männer aller Zeiten und Völker darüber 
ihre Unvermögenheit frei gestanden, und selbe entweder nur obenhin, 
oder gar nicht berühret haben. Soviel scheint aber die Geschichte der 
Völker zu bestätigen, dass es fast n/r/d möyb'cA .scy, /¿d' mc/ncrc Föh e^r, 
peiwAfet/eneM N/r/c/p /^//en, AG/n'MKygH'gNeM wnZ MM-
y/cáAcr C/pd-FrcyAcd /cAcp, y/c/c/;c Gc.sc/zc zw ycócn MwJ N/w/cn zp per- 
MMycw." Der Endvorschlag lautet: Es möge sich aus den Mitgliedern der 
Königlichen Curie (der beiden Obergerichte, der Septemviral- und der 
Königlichen Tafel) eine Komission bilden, die die Sanctio Criminalis 
Josephina den ungarischen Verhältnissen entsprechend adaptierte Die 
Resolution Josephs II. ist auch in diesem Falle zurückweisend: ,,Der 
Antrag, das neue Strafgesetzbuch zum Gebrauch der hungarischen Lande 
durch die Septemviral- und Königliche Tafel adaptieren zu lassen, findet 
bey dem Umstande, ?ro .so/rAcg scAoM brnye fm. Annje p%M?'z:'e?7 M'ordcM, 
nicht statt. Wohl aber können alle jene Anstände, so bey diesem Straf­
oder einem andern Gesetz der Septemviraltafel oder der Kanzley auf­
fallen, der Kompilationskomission mitgetheilt werden, damit selbe ihre 
nähere Untersuchung einverständlich mit ihr Kanzley behoben, oder 
allenfalls die nöthigen Erläuterungen unter Einholung Meiner Genehmi­
gung ertheilet werden möge."*" Es besteht jetzt keine Möglichkeit zu un­
tersuchen, welche Gründe Joseph II. ausser den Uniformierungsbestre­
bungen dazu bewogen haben, die Hofskompilationskomission zum Re­
visionsforum der ungarischen Dikasterien zu machen (wir werden in eini­
gen rechtlichen,bzw. rechtspoiitischen Fragen ohnehin noch analysieren, 
welchen Standpunkt diese Organe eingenommen haben). Offensichtlich 
konnte man es von der über ansonsten ausgezeichnete Qualitäten verfü­
genden Kompilationskommission nicht erwarten, dass sie realer als die 
ungarischen Dikasterien beurteilen könne: ob die einzelnen strafrechtli­
chen Normen die Realisierung der Zielsetzungen in Ungarn fördern ob 
sie bei der Einwohnerschaft bzw. bei der die Normen anwendenden Be­
amtengarde keine negative Wirkung auslösen. Bemerkenswert ist hier 
in der Resolution des Herrschers die Tatsache, dass er — während er 
sich vor anderthalb Jahren vor der Adaption des Kodexes aus prinzi­
piellen Gründen verschlossen hatte — jetzt seine Ohren und Augen vor 
den negativen Erfahrungen der praktischen Anwendung aus formellen 
Argumenten verschloss. Der Entschluss der Herrschers sanktionierte 
übrigens nur eine Praxis, die schon seit Beginn 1787 bestand: seit diesem 
Zeitpunkt an war es nämlich öfters vorgekommen, dass die Hof-Compila- 
tions-Comission (deren wichtigste Aufgabe die Uniformisierung des 
Rechts im Habsburgerreich war) des öfteren der Kanzlei die Beschlüsse 
des Herrschers ,,übermittelte", laut deren das eine oder andere (für die 
österreichischen Erbiande ausgearbeitete) Gesetz auch in Ungarn publi­
ziert werden sollte. (80 geschach es, dass zufälligerweise Graf Sinzendorf 
— der Präsident der Kompilationskomission — dem Grafen Károlv Pálffy 
die für die österreichischen Verwaltungsorgane herausgegebene ,.In­
struction über die Anstrengung einer Inquisition, Aburtheilung und
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Strafvollziehung wider einen eines politischen Verbrechens Beschuldig­
ten" — xuschickte, also im wesentlichen jenes Verfahrcnsgesetx, dem die 
Verwaltungsorgane im balle von administrativen Vergehen, die im noch 
nicht herausgegebenen Kodex für materielles Recht bestimmt worden 
waren, Folge xu leisten hatten.)'^ Die Hoi' Kompilationskommission war 
aber keine vorgesetxte Behörde der ungarischen Kanxlei. Demzufolge 
fühlten sich die Kanxleiräte durch diese Gesten des Herrschers — d.h. 
dass er der ihm treu ergebenen Kanxlei die Aufgaben nicht selbst mit­
geteilt hatte — xu schöpferischer Arbeit, xu aufrichtiger Mcinungsfor- 
mung eben nicht angespornt. Diese widerrechtliche Praxis dauerte bis 
xum Rai 1788, erst dann wurde die Kompilations-Kommission aufgrund 
des Beschlusses des Herrschers durch xwei ungarische Kanxlei Bäte er- 
gänxt, die den Standpunkt der ungarischen Dikasterien in den das ganxe 
Reich berührenden Gesetxgebungsfragen — prinxipicll — xur Geltung 
bringen konntend-
3. Was war der Grund dafür, dass der Herrscher in xahlreichen wich­
tigen Gesetxgebungsfragen die in der Mehrheit durch ihn selbst gewählten 
und ernannten Kanzlei-Mitglieder vollkommen überging? ln erster Linie 
der Umstand, dass seine Meinung von der der Kanxlei. betreffs der Auf­
gaben der bedeutendsten ungarischen Hofdikasterien, vollkommen ab­
wich. Nach Auffassung der Kanxlei (und dies zeigte sich auch iuder jahr­
hundertelangen Praxis) bestand die grundlegende Aufgabe dieses Organs 
darin, — dass sie — da sie die Lage des Landes, die Bewegung der in der 
Gesellschaft wirkenden Kräfte gründlich kannte — den) Herrscher bei 
der Durchführung .sü?ni(?'c/;e?' staatlichen Aufgaben in Ungarn Hilfe lei­
stet. Die Kanxlei gibt also Informationen über die Lage des Landes 
(bzw. über ein wichtiges staatliches Wirkungsgebiet), unterbreitet Vor­
schläge xur Entscheidung, gibt die entsprechenden Verordnungen xur 
Durchführung des Beschiusses heraus und kontroHiert auch die Qualität 
der Durchführung. Nach dieser Auffassung ist also die Kanxlei eine Werk­
statt schöpferischer Arbeit. Natürlich muss sie im Laufe der Durchfüh­
rung ihrer Aufgaben die Landesinteressen im Auge behalten, denn — wie 
die geschichtlichen Erfahrungen beweisen — schafft eine Divergenz der 
Interessen sowohl für die Dynastie als auch für das Land eine gefährliche 
Lage, die nur durch kluge (gegenseitige) Konzessionen abgewendet wer­
den kann. Deshalb ist es eine ihrer grundlegende)) Pflichten (die ihr auch 
in der Instruktion vorgeschrieben wird), dass sic ,,in Fällen, wo ihr etwas 
Gesetzwidriges aufgetragen wird, ihre allcruntcrthänigste Vorstellung xu 
machen". Wen!) sie also dem Herrscher auch öfters ,,Unannehmlichkeiten 
bereitet", geschieht dies nicht darum, weil ,,sie sich berechtigt geglaubt 
hätte im Namen des Landes Vorstellungen xu machen, sondern weil sie 
(es) für ihre unverbrüchliche Pflicht hält bey allen Fälle, wo sie sich äus- 
sern soll, ihr aus innerer ( berzeugung hergehoites Gutachte)) in aller 
Unterwürfigkeit, aber ohne Rücksicht und mit aller Freymüthigkeit zu 
äussern, gleichwie sie, wenn der allerhöchste Befehl für unabweichlich 
erkläret wird, auf die Befolgung desselben, ohne sich die mindesten Aus­
flüchte zu erlauben, ihr ganzes Augenmerk richtet."^ Aber nicht nur die
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Kanzlei hielt ein solches Beamtenbenehmen für sich verpflichtend, auch 
die Leiter der übrigen Landesdikasterien und auch die überwiegende 
Mehrheit der im Jahre 1783 ernannten Bezirks-Obergespanne (königliche 
Kommissare). József Lrmcnyi (der Obergespan des Bezirks Xyitra) z.B. 
ficht in seinen auch Studien entsprechenden Unterbreitungen den Herr­
scher förmlich an, die Realitäten in Betracht zu ziehen; wenn er schon 
wirklich Reformen durchführen woile — möge er auf die W irklichkeit 
bauen. Wenn aber Seine Majestät diese verzweifelten Unterbreitungen 
ausser Acht iasse, ,,so kommen mir dermalen mehrere Beweggründe 
nicht mehr" — schreibt auch Örményi. Und er fügt hinzu: in diesem 
Faiie wird sich die Erfolglosigkeit der Reformen ,,wenn auch nicht im 
Anfang, doch in der Zeitfoige am besten beweisen.""
Seit November 1784 aber waren die Warnungen und die Mahnungen 
vergeblich, die Resolutionen in Beantwortung der verschiedenen Unter­
breitungen wiederholen refrainartig wiederkehrend: ,,Ich haite nieinen 
Entschluss aufrecht"; ,,lch bestehe auf meinem Beschiuss" und in ähn­
lichem Styl konzipierte, alicrhöchste Beschiiisse ohne jede Begründung. 
Hin anderer Charakterzug dieser Resolutionen ist der beiehrende l'on, 
das ironisieren, das manchmal die Ehrlichkeit der von ihm selbst gewähi 
ten leitenden Beamten in Zweifel zieht. Dieses Benehmen des Herrschers 
(bei dessen Entstehen es zweifellos eine Rolle gespielt hat, dass die Kanz­
lei bei der Durchführung der Reformen auf dem Anschein der Gesetzlich­
keit bestand) vergiftete die Atmosphäre, und sicherte überhaupt nicht, 
dass die durch oft aufsprühende Einfälle fies Herrschers entstandenen 
Vorstellungen in die Wirklichkeit übertragen werden können. ,,Die Hun 
garische Kanzley kann nicht anders vorstellen als Expedienten, die auf 
den Vollzug der königlichen Befehle wachen", den übrigen Hofdikastericn 
gleichend ist die Kanzlei ,,nur der Handlanger des Lan desfürsten".ln  
der Vorstellung des Herrschers sind die Aufgaben der Kanzlei im Zu­
sammenhang mit der Justiz bzw. der Gesetzgebung ausserordentlich 
eng: ,,lhre einzigen Geschäfte in diesem Fache müssen sich lediglich auf 
folgende Gegenstände einschränken, ob bey allen Justizstellen richtig 
gehandelt wird, was nach dem einzureichenden Statu Justitiae aufge­
arbeitet worden, und ivas noch sowohl in Criminaii als Civili uncrlediget 
erliegen geblieben."^ in einer anderen Resolution (als die Kanzlei alle 
Gebiete ihrer tatsächlichen Arbeit kartographisch aufnahm, und in einem 
Punkt auch das erklärte, welche richterlichen Mandate sie auf Grund 
der Entscheidung des Herrschers ausgibt und was deren Bedeutung ist) 
nahm Joseph II. ähnlicherweise Stellung: ,,I)a die Kanzley künftig keine 
Justizstelle mehr vorzustellen haben wird, so soll sie auch sich allen diesen 
beneficiorum — oder besser zu sagen maleficiorum — Juris losmachen und 
derlev Expeditionen an die Septemviraltafel oder Tabulam Rcgiam ab 
geben.'?
Im ungleichen Kampf gibt schliesslich die Kanzlei nach, sie hält in 
Wirklichkeit nur mehr das Expedieren für ihre Aufgabe, und unterlässt 
auch oft, auf die irrige Entscheidung oder deren Undurchführbarkeit 
hinzu weisen. Dies geschah — unter anderem — auch in der Frage der
DAS STRAFGESETZBUCH JOSEPHS I I . IX  UNGARN 33
3*
uőlL'yc;? Trennung der administrativen und Justixaufgaben. Laut Jo­
sephs H. ernstlichem und ,,unabänderlichem" Entschluss musste nämlich 
die Separation auch in Ungarn durchgeführt werden, so dass ,,die sämtli­
chen Komitatsbeamten, welche so wie die königlichen Comissarii lediglich 
in politicis et cameralibus verwendet werden, mit dem Justizfach gar 
nichts zu thun haben müssen."*** Nach langem und erfolglosem Kampf, 
nach Zurückweisung zahlreicher aheruntertänigster Noten erhielt schliess­
lich die Statthalterci obigem Beschluss entsprechende Verfügungen, von 
dort die Komitate, bxw. die bevorrechteten Bezirke. Die ständig wirken­
den Komitatsgcrichte versahen die Jurisdiktion in Straf- und Zivilsachen, 
Aufgabe der Komitatsverwaltung wurde aber, die ständig anwachsenden 
— der Vorstellung nach ausserordentlich modernen - administrativen 
Tätigkeiten rasch und auf hohem Niveau zu versehen. Auch bei der Fest 
Setzung des Personalstandes diente als Grundprinzip, dass ,,das Politi- 
cum von dem Juridico vollkommen getrennet sevn und folglich die poli 
tischen Comitatsbeamten in das juridische Fach gar keinen Einfluss haben 
sollen."*" Es stellt sich aber bald heraus, dass das Leben den Resolutionen 
Josephs 11. keine Folge leistete: es gibt gewisse juristische Aufgaben, die 
erledigt werden die aber die Angestellten der Gerichtshöfe in
den Komitaten unfähig sind zu versehen. Personen, die verdächtig sind, 
eine Strafhandlung begangen zu haben, müssen in Verwahrung genommen 
werden, man muss sie verhören, die Aussagen der Augen- und Ohren­
zeugen müssen protokollarisch auigenommen werden, die weiteren (ob­
jektiven) Beweise müssen gesichert werden, kurz: irgendein staatliches 
Organ muss die kriminalpolizeilichen (Justiz ) Aufgaben versehen. Es 
war nichts anderes zu machen, man musste den ,.unabänderlichen Be­
schluss" des Herrschers schnellstens ändern: die justizpolizeilichen Auf­
gaben verblieben im Wirkungskreis der Verwaltungsorgane, neben den 
Stuhlrichtern fungierten auch weiterhin die Komitats-Geschworenen, 
die Kontrolle des Patrimonialgerichtes blieb Pflicht der Stuhlrichter, die 
Verwaltungsbeamten spielten sogar bei der Vollziehung des Urteils (be­
sonders bei Zivilsachen) unverändert eine Rolle. Dieses Hin- und Her 
(die mit grosser Entschiedenheit herausgegebene — aber nicht genügend 
durchdachte Anordnung, darauf die fitst sofortige Änderung) erhöhte 
weder die Moral der Verwaltungsbeamten, noch das Herrscher-Ansehen 
Josephs Ii. Dies alles hätte vermieden werden können, wenn der Herr 
scher seine Kanzlei als eine Stütze betrachtet hätte, mal die Kanxleiräte 
dieses wichtigsten ungarischen Hoforgans, die grosse Erfahrung, euro­
päischen Gesichtskreis und die Tugenden von Staatsmännern besassen, 
durch seine Ironie und sein misstrauisches und manches mal die Grenze 
des Eigensinns überschreitendes Benehmen nicht bis aufs Blut beleidigt 
hätte.
Ähnlich verfuhr Joseph II. auch in der anderen grundlegenden, auf 
die Kriminalität wirkenden Frage, bei der Feststellung des Mannschafts­
standes der Komitatshusaren und Hajdúkén (also bei der in engerem 
Sinne genommenen Gewaltsorganisation der adeligen Communitas). Trotz 
des allgemeinen Protestes verminderte der Herrscher den Mannschafts­
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stund der Komitatshusaren und Hajdúkén in grossem Masse, davon aus­
gehend, dass die Aufgabe der Husaren in erster Linie der Aufrechter­
haltung der Verbindung der Verwaltungsorgane (Beamten), im Versehen 
des Kurierdienstes besteht; während es Aufgabe der Hajdúkén ist. die 
gefangenen Personen, bzw. die verurteilten Sträflinge zu bewachen. Hs 
blieb aber eine offene Frage, wer sich mit der Fahndung, Verfolgung und 
Festnahme der kriminellen Elemente beschäftigen soll, wenn die Komi­
tatshusaren Kuriere und die Hajdúkén nur Gefängniswächter sind. Dem 
Militär konnte so eine .sMad/ye Aulgabe nicht anvertraut werden. Nach 
der den Mannschaftstand viel stärker ,,herabsetzenden" Resolution des 
Herrschers ,,wird unter strenger Verantwortung sich von den bisher an­
genommenen Gebrauche zu enthalten sevn. nach welcher diese Komitats­
husaren mehr zu Privatdiensten der Komitatsbeainten und zur Aufwar­
tung in ihrem Vorzimmer verwendet worden sind."^" Diese Meinuti", die 
sicher auf konkreter Erfahrung beruhte, aber verallgemeinert wurde und 
so nur subjektiven Wert hatte, brachte schwere Folgen mit sich: die K ri­
minalität nahm in ausserordentlichem Masse zu, weshalb nicht nur der 
Mannschaftsstand der Komitatshusaren ständig erhöht werden, sondern 
in einzelnen Gegenden des Landes effektive Kampfoperationen durch­
geführt werden, und starke Militäreinheiten eingesetzt werden mussten, 
um die allgemeine Sicherheit aufs neue irgendwie zu festigen, Urménvi 
musste gar nicht bis zur späteren Zukunft darauf warten, dass die volun- 
taristischen (und oft auf subjektivem Urteil beruhenden) Beschlüsse des 
Herrschers ,.reife Früchte" bringen, ln all diesem Ereignissen (genau so 
wie unter den Umständen des Inkrafttretens des Strafgesetzbuches) 
spielte der Umstand eine entscheidende Rolle, dass die Kanzlei siel) oft 
wirklich nur als Expedienten betrachte, ihre mcritorischen Aufgaben 
konnte sie -  infolge der menschlich verständlichen deprimierenden 
Wirkung der vielen Insulte und wegen der Aussichtslosigkeit des häufigen 
Windmühlenkampfes — nicht restlos versehen.
Das veränderte Verhalten der Kanzlei tritt am besten bei der Durch­
führung des Kontrollbeschlusses der Gerichtshöfe zu Tage. -Joseph II. 
teilte dem Kanzler Gr. Pálffy am 25. Februar 1788 seinen folgenden aller­
höchsten Beschluss mit: ,,Um in Hungarn die neue Einrichtung im 
Justizfache zur gehörigen Consistcnz zu bringen, und da Mir bekannt, 
dass noch circa formám besonders verschiedene Gebrechen obwalten — 
so will Ich, dass künftige Sommer hindurch die gleich Anfangs als noth- 
wendig festgesetzte Visitierung gesammter Behörden unausbleiblich vor 
sich gehe und werde Zc/; zu diesem Ende von hier e?'a Z/id^/doow pro 
Co/R/Hósaur/o bestimmen, um diese Untersuchung sowohl bey der Septcm- 
viral- als bey der Königlichen Tafel vorzunehmen." Vit dem gleichen 
Beschluss ernannte Joseph II. den Grafen József Brunszvik (den Vize­
präsidenten der Septem viraltafel, einen der ungarischen Staatsmänner 
dieser Epoche, der den weitesten Gesichtskreis besass), dass er diese 
Revision an den fünf Bezirkstafeln durchführe und gleichzeitig die durch 
ihn zu wählenden geschickteren Richter zur Durchführung der Kontrolle 
der Koniitatsgerichtshüfe nach einheitlichen Gesichtspunkten vorbe­
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reite.'-' Die Kanzlei trat die notwendigen Vorkehrungen und erwartete 
in Stiiie, dass der Herrscher die mit der Kontroile der Scptemviraltafe! 
betraute Person ernenne. l\ur Mitte Juni — a)s die Präsidenten der un­
garischen Obergeriohtc auf Urlaub gehen woltten — erinnerte die Kanzlei 
Joseph 11. mit Ehrfurcht daran, dass er den Kommissar noch immer nicht 
ernannt trabe. Der Herrscher Hess sich vom Zorn iibergcnommon: ,,So 
geht es immer, wenn man eine Sache nicht haben wiit und sich nicht in 
den Sinn des Befehles hincinzudenken bemüht, wo man sich alsdann 
blos an Wörter bindet, welche die gute Absicht ganz vereiteln. So handelte 
es sich hier bev Ernennung eines Kommissars hauptsächlich darum, dass 
man siet) der eingeführten Ordnung bey den Gerichtsstclicn versichere. Es 
war also gleich giittig. ob dieser oder jener dahin abgeschickt werde und 
da Ich ihn nicht ernannte: so iiberiiess Ich dessen Bestimmung den Chefs, 
die sich doch sonst mit Ausübung solcher Authoritäts-Züge gerne abge­
ben, wenn es Gegenstände betrifft, die ihnen angenehm sind." Er gab 
seine Zustimmung dazu, dass Kanzleirat Jdzsef Xagv (seit 17!)5 Perso- 
naiis, Präsident der Königlichen Tafel) die Kontrolle durchführe, auch 
dem stimmte er bei, dass sie sich nur auf die Septemviraltafel beschränke, 
konnte sich aber nicht enthalten neuerdings zu sticheln: ,,. .. muss ihm 
dabei eingebunden werden, dass er mit allem Ernst vorgehe und sich nicht 
etwa mit Komplimenten gegen die Excellcnciäs Uraim (Herren Exzellen­
zen) abgebe, sondern ohne persönliche Rücksicht da Ausstellungen mache, 
wo er eine mit Grund zu machen findet.""- Hier bemängelte der Herr­
scher das Fehlen der Selbsttätigkeit, andere konkrete Fälle dagegen be­
weisen. dass die Selbsttätigkcit. die schöpferische Arbeit, nicht immer 
anerkannt wurde; so ist es vollkommen zu verstehen, dass die verwirrte 
und gedemütigte Kanzlei — trotz anderer Überzeugung — sich an Worte 
und Buchstaben hielt. Dies geschah auch gelegentlich des Inkrafttretens 
der Sanctio Griminalis Josephina.
4. Bei der Anwendung des josefinistischcn Strafgesetzbuches in Un­
garn bedeutete vor allem der Zeitpunkt des Inkrafttretens das erste Prob­
lem, bzw. (bezüglich des Zeitpunkte der begangenen Strafhandlung) 
auf wen es sich bezieht. Don inkraftsetzenden Patent nach: ,,von dem 
Tage der Kundmachung dasselbe unseren Unterthanen, Criminalrichtern 
und den zu Erhaltung, Zucht, Ordnung und Sicherheit bestimmten politi­
schen Behörden zur alleinigen Richtschnur dienen soll." Aber, ist eine 
Verwaltungs- und Justizmaschinerie die mehrere ]ööö Mitglieder zählt, 
fähig, sich einen verhältnismässig umfangreichen, neuartigen und das 
gesamte materielle Recht umfassenden Kodex aa/ Ar/d'a/ anzueig­
nen und auch in der Praxis einheitlich, den Intentionen entsprechend an­
zuwenden? Darf man den Zeitpunkt des Inkrafttretens eines so grundle­
gend wichtigen Kodexes von der geographischen Entfernung,denStrassen- 
verhältnissen und den Pfützen bestimmen lassen (infolge dessen das eine 
Komitat die Verordnung früher, das andere später erhält)? Wenn das 
Strafgesetzbuch auch den Untertanen (Staatsbürgern) zur Richtschnur 
dienen soll, müsste man da nicht eine minimale Frist gewähren, damit 
diese die wichtigsten Verordnungen des Kodexes kennenlernen können?
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In diesem Falle: wäre es vom Standpunkt der Angelegenheit nicht zweck­
entsprechender, wenn das Gesetzbuch cmd/m/; in die Sprachen der inner­
halb des Landes lebenden verschiedenen Völker übersetzt würde und der 
Gesetz-'ebcr nicht volkommen den Beamten überlassen würde, was und 
wie aus dem lateinischen oder deutschen Text des Gesetzes übersetzt und 
auf welche Weise dies der Einwohnerschaft bekanntgegeben wird? Die 
Statthaltcrei stimmte dem sofortigen Inkrafttreten nicht zu, seine Mci- 
nun" war, dass Eile und die Unvorbereitetheit viele Probleme verursachen 
werden, und brachte deshalb den Vorschlag, den Kodex mit dem 1. 
August ) 7X7 inkrafttreten zu lassen. Die Kanzlei aber hielt es für über­
flüssig, das Ansuchen der Statthalterei dem Herrscher zu unterbreiten 
und wies den Staathaltcr-Präsident -  indem sie sich (aus den im Vor­
stehenden bereits genannten Gründen) auf einen formellen Standpunkt 
stellte — in einer Präsidentialverordnung an, die Verordnung des Herr­
schers cinzuhalten. Den vorgeschlagcnen Zeitpunkt fand die Kanzlei 
darum nicht für entsprechend, weil -  die Argumentation ist sehr be­
zeichnend! — ..andurch die Erfüllung der allerhöchsten Gesinnung (ver­
möge welcher dessen Beobachtung ehestens bewirket werden soll) zu 
weit hinausgesetzt w ü r d e . E s  ist überflüssig zu bemerken, dass die 
Statthaltcrei in dieser Frage in vollem Masse recht hatte.
Das andere Problem im Zusammenhang mit dem zeitlichen fnkraft- 
treten war der Umstand, dass der Kodex nach den \ orschriften des in­
kraftsetzenden Patentes in den Strafsachen solcher Personen hätte an­
gewendet werden müssen, die — unabhängig vom Zeitpunkt des Bege- 
hcns ihres Verbrechens -  nach Inkraftsetzung des Strafgesetzbuches 
vor Gericht gestellt wurden. Die Ansichten der Septemviraltafcl (und der 
Kanzlei) stiessen in einer konkreten Angelegenheit mit denen der den 
Standpunkt d es Herrschers starr verteidigenden Hof-Compilations- 
f'ommission zusammen, und wir können frei behaupten, dass das Huma- 
num und der Fortschritt in dieser Auseinandersetzung Hir/d von den 
Apologeten des Kodexes vertreten worden sind. Das Wesentliche der 
Sache: ein Apotheker aus Versec fälschte eine Arznei und wollte den die 
Untersuchung führenden Richter bestechen, aber — beide strafbaten 
Handlungen beging er &or dem Inkrafttreten der Sauet io Criminalis Jose- 
phina. Die Septemviraltafcl -  von der progressiven These ausgehend -  
dass „ein jedes Gesetz nur auf die künftigen Fälle anwendbar ist" -  mem- 
te. dass in einem solchen Falle ein dem Angeklagten günstigeres Gesetz 
angewendet werden müsse, und gab in diesem Sinne eine prinzipielle Di­
rektive an uMe Gerichtshöfe heraus, verständigte aber auch die Kanzlei 
davon. (Zweifellos hatte sie zur Herausgabe einer prinzipiellen Direkt ixc 
— als höchstes ungarisches Führungsorgan in Justizangelegenheiten 
volles Recht.) Die Sache kam schliesslich vor die Hof-Compilations- 
f'ommission. Die Kommission stellte fest, dass das von der Scptemxiral- 
tafel angenommene Prinzip mit den Buchstaben des inkraftsetzenden 
Patentes in W iderspruch stehe, laut dessen „alle nach dieser Kundma­
chung eingcbrachten Verbrechen nach diesem Gesetz abzuurtheilen 
müssen." Die Compilations-Commission erläutert ausführlich in ihrer
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Stellungnahme (die Gr. Sinzendorf unterschrieben hat) das Wesen dieser 
Disposition und begründet ihren mit der Humanität schwer zur verein­
barenden Standpunkt damit, dass viele Probleme entstünden, wenn der 
Strafrichter ..durch mehrere Jahre bäht nach diesem, bald nach jenem 
Gesetze richten solle." Diese Lösung würde nur dazu dienen, dass der 
Richter die Begriffe verwechseln würde und so wäre es schwer zu errei­
chen, dass „er sich die neuen Gesetze so vollends eigen machen werde, 
wie cs die Ordnung fordert." Der Meinung der Commission nach „bliebe 
es" bei wechselndem Gebrauch der Gesetze „ungewiss, wie sich der Rich­
ter zu benehmen habe, da müsste beinahe von Fall zu Fall eine besondere 
Richtschnur gegeben werden." Auch Sinzendorferkennt an, dass in 1 - 2  
Fällen wegen späterer Inhaftnahme (also wesentlich wegen Unzulänglich­
keit der behördlichen Tätigkeit) der Angeklagte eine schwerere Bestra­
fung bekomme, aber „so kommen doch vielen anderen die aufgehobene 
Todesstrafe, manchen gelindere Strafen, manchen sogar die Verschonung 
von Zumuthung eines Kriminaiverbrechens zustatten", weshalb nach 
i seiner Beurteilung, das zu Grund gelegte Prinzip „keine Härte enthält". 
Die Beweisführung der Compilations-Commission hinkt ziemlich: offen­
sichtlich hätte man von Fall zu Fall keine besondere Richtschnur dort 
geben müssen, wo die Frage nur deshalb aufgetaucht ist, ob die яйлж 
(von den Richtern seit Jahrzehnten angewendeten) oder die йене?/ Nor­
men angewendet werden sollten. Die ungarische Richterschaft (deren 
jedes Mitglied von Joseph II. ernannt worden war) besass zu dieser Zeit 
eine viel höhere theoretische und praktische Bildung, als dass die humane 
Lösung dieser Frage für sie irgendeine Schwierigkeit bereitet hätte. Wa­
rum hat die Compilationskommission einen solchen Standpunkt einge­
nommen? Meiner Ansicht nach deshalb, weil sie sich krampfhaft an den 
folgenden josefinischen Grundsatz geklammert hat: ..Ü/я/угал ?'.s/ /a 
л о М е м  Лему?и/м)№ем. м?и/ РеМжйй-мяуеж ?и, Д /я я й р е ^ с л л м я у с я  миг я-м/Т/ял  
иЖЯЖУЛМУЮ MHJ ?м'сй; Я'%/*<?ял /м</?рм?и<йб з и  л ей ем ; ел ?л/ м м г е г п п /JL'rA,
(/яяд я м /  <ч'ме /*млж Д м л'лсА еязей </ел У & егуяяул ряя; я //еж  змя? а с а с а  а а / ^  
cfa. o d e r  n ä h e r e r  Ü c/Je; ел a ' / r j  я б е г  согШ егуеА еас/е  Z e ä /c a  J e r  ¿'¿'азе(иеж  
J м/*сА Jca А а / з е ж / а г  (7ял С еляам а1е я а /у е м о у е м . " Im Zusammenhang mit 
der Stellungnahme Sinzendorfs bemerkte die Kanzlei ziemlich maliziös, 
dass auch sie das Vergnügen habe die Bestimmungen des inkraftsetzenden 
Patentes zu kennen, dennoch Meine sie, dass „die geäusserte Wohlmci- 
nung der Septemviraltafci in der natürlichen Billigkeit gegründet (zu) 
sev(n)" und diesen Standpunkt könne man nur unterstützen. Der Herr­
scher nahm in dieser Frage (obwohl er selbst sich in anderen Fällen mit 
\ orliebe auf die natürliche Billigkeit berufen hat) Sinzendorfs Standpunkt 
in voller Gänze an: „Ls ist sich auch in der Hungarisch- und Siebenbür- 
gischcn Landen .. . nach den klaren Buchstaben des Gesetzes zu beneh­
men." DieSeptcmviraltafel aber erhält das „Lob" für ihre Selbsttätigkeit: 
„Der Septemviraltafci aber ist auszustcllen, dass sie gegen die klare Vor­
schrift des Gesetzes den unteren Behörden eine anderweitige Belehrung 
zu ertheiien erkühnet hat. da sie sich genau an die bestehende Vorschrift 
zu halten, in zweifelhaften fällen aber meine Belehrung vorläufig ein-
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zuhoien verpflichtet ist — wornach die Kanziev sie für die Zukunft zu 
belehren hat".-* Nicht viel früher konnten wir sehen: dass sich die Kanzlei 
an die Buchstaben der Resolution klammerte und nicht genug selbsttätig 
war; dieser Fall bezeugt aber, dass in anderen Fällen gerade die Selbst­
tätigkeit das sich Anklammern an die progressiven — und auch vom 
Herrscher mehr als einmal betonten Prinzipien dér Epoche als Fehler 
bezeichnet wurde. Der gleiche Mund blies also unkonsequenterweise 
einmal kalt, ein anderes Mai warm, und demzufolge wurde sogar die 
Gruppe der Intelligenz in Ungarn, die aufrichtig bestrebt war, die auf­
geklärten Reformen durchzuführen, unsicher. Aber ein solches Verhalten 
des Herrschers gewährte auch die Möglichkeit, dass der in seinen Klassen­
interessen gedemütigte Adel sich nicht darauf, sondern auf die Unmensch­
lichkeit und Rückschrittlichkeit der einzelnen Verordnungen berufe, und 
gegen Joseph 11. Stimmung mache.
5. Bei der praktischen Verwendung des Kodexes bereitete jene Vor­
schrift Schwierigkeit, laut der ,,der vorgehende Richter verpflichtet ist, 
dieses Gesetz dem Buchstaben nach zu erfüllen",--* er kann also von den 
im Kodex vorgeschriebenen Strafen weder in pejus, noch in melius ab­
weichen. Diese Verordnung bezog sich in erster Linie auf die Einschrän­
kung der richterlichen Willkür, doch ging der Gesetzgeber zu weit und 
diese starre Disposition diente nicht nur dem Erreichen des gewünschten 
Zieles, sondern verhinderte auch ein Abwägen der Umstände nach ihrer 
Billigkeit. Dafür ein Beispiel: ein Wiener Kaufmann hat mit den Ein­
wohnern der Gemeinden Zagusen und Zsupa (das spätere Zsupánfalva) 
Wolle nach Pest fuhrwerken lassen. Die Fuhrleute (beinahe alle erwachse­
nen Mitglieder der männlichen Bevölkerung dieser zwei kleinen Dörfer) 
haben unterwegs von der Ladung ungefähr 100 Wiener Zentner Wolle 
gestohlen und die gestohlene Ware bei zwei Kaufleuten (Hehlern) ver­
wertet. In die Sache waren zusammen 71 Personen verwickelt, und nach 
den starren Bestimmungen der Sanctio Criminalis Josephina hätte das 
Gericht über jeden Verbrecher zumindest 5 — 8 Jahre Kerkerstrafe ver­
hängen müssen (über viele jedoch 8— 12 Jahre). Der Strafgerichtshof von 
Temesvár erbrachte zwar die den Vorschriften des Gesetzes entsprechen­
den Urteile, fand es aber unbillig, dass das zweifellos begangene Ver­
brechen so schwere Folgen nach sich ziehe, und beurteilte die Sache so, 
dass die verhängten Strafen in keinem Verhältnis zu der Straftat stünden 
(ungefähr 700 Jahre Freiheitsstrafe wegen 100 Zentner Wolle!), ander­
seits nötigten sie praktische Probleme, sich im Dienstwege and die Sep- 
temviraltafel zu wenden. Die Komitatsgefängnisse im Banat (Temesvár, 
Kagyhecskerek, Lúgos) waren nämlich mit Verurteilten überfüllt, die 
verhafteten und verurteilten mussten im Temesvárer deutschen und ser­
bischen Rathaus untergebracht werden, aber es war zu befürchten, dass 
zur Unterbringung von neueren Verurteilten keinerlei Lösung mehr ge­
funden werden könne. Auch deshalb war der Temesvárer Strafgerichts­
hof gezwungen, die Verminderung der Anzahl der Sträflinge vorzu­
schlagen. Der Gerichtshof selbst durfte von den Vorschriften des Gesetzes 
nicht abweichen, weil ,,nach der klaren und ausdrücklichen Vorschrift
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des neuen peinlichen Gesetzes jeder Criminal Richter an die buchstäbliche 
Beobachtung desseiben gebunden ist." Nach \leinung der Septemviralta- 
fel sei ..der Sturz so vieler Familien (deren Häupter oder auch nur Glieder 
sich des Diebstahls schuldig gemacht haben), die mit Eurer Majestät 
weisen Absichten unvereinbarlich..." die Folge davon wäre aber ,,für 
den Staat zwar immer, bev jetzigen Kriegs-Umständen aber höchst 
schädliche Verödung zwever Ortschaften". Wegen der Vorschriften des 
neuen Strafgesetzbuches — wenn auch auf die Mitschuldigen nur die 
Strafe des im Kodex vorgeschriebenen Strafrahmens verhängt werden 
kann — kann man mit solchen Fällen auch in der Zukunft rechnen. Aber 
es bedeutet auch fiir die Dörfer eine unerträgliche Belastung, wenn die 
Steuer — wenn soviel Männer aus der wirtschaftlichen Arbeit Ausfallen — 
die unschuldigen Angehörigen, bezw. die übrigen Einwohner des Dorfes 
bezahlen müssen. Der Vorschlag der Scptemviraltafel lautet: Nur die 
Haupträdclsführer sollen Kerkerstrafen bekommen, die übrigen wären 
den Umständen entsprechend mit Leibesstrafen ,.und mit ähnlichen min 
deren Strafen exemplarisch zu züchtigen und schleunig abzufertigen".-" 
In diesem konkreten Fall billigte der Herrscher den Vorschlag der Sep­
tem viraltafel (und der Kanzlei), das neuerdings wiederholte Adaptations­
ansuchen wies er aber zurück und verfügte, dass an Stelle einer General 
Iösung in solchen Fällen immer die Meinung der Hof-Compilations-Com- 
mission einzuhoien seiA''
Ausser den politisch-gesellschaftlichen Problemen des — was die 
Anzahl der Angeklagten betrifft — Monstre Prozesses zu nennenden 
Wolldicbstahle, empfand es die Septemviraltafel für ihre Pflicht, die ihr 
anvertrauten Aufgaben den Entscheidungen des Herrschers entsprechend 
gewissenhaft durchzuführen und ,,die Justizverwaltung zum Wold des 
allgemeinen, zum Glück des einzelnen, zu Eurer Majestät Zufriedenheit 
und des Königreiches Ehre zu lenken." Eben deshalb konnte sie sich vor 
der Aufdeckung der allgemeinen Erfahrungen nicht verschliessen. in 
ihrer vom Septemvir Imrc Beöthv konzipierten Unterbreitung wollte 
die Septemviraltafel auch auf die Gefühle wirken, demzufolge kann sie 
nämlich nicht ohne Beklemmung die Straftabellen, jene Urteile, in denen 
— wegen der Rigidität des Gesetzes — die Gerichsthüfe zu schwere, mit 
den Strafhandlungen nicht in Einklang stehende Urteile verhängen 
die ,,für die Thäter die traurigsten Folgen nach sich ziehen." 
Im Komitat Liptö hat x.B. ein junger Adeliger (den seine Armut dazu 
trieb, bei einem anderen Adeligen in Dienst zu treten) 5/4 Pressburger 
Muss Mehl gestohlen (dessen Wert damals 3 Rhenusgulden betrug) ,,und 
nunmehr erwartet er zitternd das über ihn zu fällende Urteil des Richters", 
das für einen Adeligen nach den Vorschriften der Sanctio Criminaiis Jose- 
phina ,.härter als der Tod seyn dürfte." Die Septemviraltafel führt jene 
Fälle an, wo wegen Diebstahl von 2 Mess Wein oder von anderen Objek­
ten von geringem Wert Leute zu schweren Kerkerstrafen, öffentlichen 
Arbeiten und zum Verlust des Adelsstandes verurteilt worden sind, aber 
so, dass diese Urteile Befremden hervorriefen und wegen ihrer unange­
messenen Schwere die allgemeine Stimmung gegen den Herrscher wende­
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ten. Um dies zu vermeiden und zu verhindern, wagt ,,die ächzende Stimme 
der getreuesten ungarischen Nation zu Euro* Majestät gerechtestem Thron 
zu erheben."'" Die Bitte Mieb ohne Erfolg, die vorzügiieh verfasste und 
gut argumentierte Unterbreitung hatte so viel Hrfolg, dass man sich in 
den einzcinen konkreten Fällen an den Herrscher wenden durfte (durch 
die entsprechenden Fora), der aufgrund der Angaben, das Urteil aus Bil 
ligkeit ändern konnte, für eine institutionelle Abhilfe bestand aber keine 
Möglichkeit. Dies ist umso bedeutsamer, weil der Herrscher vor wenigen 
Jahren — im Interesse der Verminderung der überflüssigen Schreiberei — 
nur Richtlinien aufgestellt hat, die Entscheidung aber in konkreten An­
gelegenheiten den Beamten überliess.
6. Das dritte grosse Probien) bedeutete in den Anwendung des Straf­
gesetzbuches von Josef 11. in Ungarn und Siebenbürgen die Beurteilung 
der administrativen Vergehen. Die erste Schwierigkeit zeigt siel) schon 
vor der Veröffentlichung des Kodexes (nach der Publikation der für de)) 
Fall administrativer Vergehen vorgeschriebene]) Instruktionen): welches 
Organ muss seine Genehmigung dazu geben, dass die über einen politi­
sche)) Verbrecher verhängte Strafe votlziehbar sei? Laut Originalvor­
schrift kann die über einen Adeligen (oder in königlichem Dienste stehen­
den Beamten) verhängte Lcibesstrafe, Pranger bzw. Abschaffung (rele- 
gatio) nur nach Genehmigung der Landestelle vollzogen werden (Instr. 
§ 14.) Die Lage ist die gleiche, wenn der zu den genannten Standeskate­
gorien gehörende Verbrecher zu öffentlicher Arbeit (§ 15) verurteilt wird. 
Die auf Nicht-Adelige gefällten ähnliche)) Urteile muss nach der für die 
österreichischen Erblande herausgegebenen Instruktion das Kreisamt 
gutheisse)). In der ins Lateinische übersetzten und den ungarischen Komi- 
taten übersandten Variante — man weiss nicht wieso — hätte aber diese 
Befugnis der Bezirks — Obergespan gehandhabt, obwohl die Komifate 
in anderen Sachen mit den Kreisen unter die gleiche Beurteilung fielen. 
Sogleich erhoben sich Proteste: die Bezirksobergespänne wiesen darauf 
hin. dass in Ungar)) die Zahl der mit Leibesstrafen bedrohten Vergehen 
sehr hoch sei; wenn diese nur mit Genehmigung des Obergespans vollzo­
gen werde)) können, so müssten die Amsträume ,,in ordentliche Gerichts­
stuben verwandelt werden". Aber im Falle des Inkraftbleibens dieses 
Teiles der Verordnung besteht die Gefahr, dass zu viel Zeit zwischen dem 
Begehe)) der strafbaren Handlung (bzw. de)* Inhaftnahme des Schuldige))) 
und der Durchführung des bestätigten Urteils vergeht und ,,so würde 
der Schuldige mit Nachtheil seiner Landwirtschaft in dem Arrest zubrin­
gen müssen". Die Originalverordnung begeisterte begreiflicherweise die 
administrativen Leiter der Komitate nicht, ebensowenig die Vizege- 
späne: in den Augen der Komitatsadels waren sie die Verkörpere)' des 
Reformsystems Josephs 11., sie dienten im gleichen Rang mit den Kreis­
hauptleuten, ihre Auswahl geschah mit besonderer Sorgfalt (nur solche 
Leute konnten in dieses Amt gelangen ,,die dem Werk allerdings ge­
wachsen sind"), deshalb fandet) sie es mit Recht beschwerlich, dass das 
Bestätigungsrecht des Urteils, das über einen Nicht-Adeligen verhängt 
wurde, in den Wirkungskreis des Beziksobergespans gewiesen wurde.-"
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Es musste datier eine rasche .Modifikation herausgegeben werden, in deren 
Sinne dieses Bestätigungsrecht in den Wirkungskreis der Vizegespäne 
getaugte (im batte von Nicht Adeligen).
Eine andere Schwierigkeit bildete die einfache Frage, ae/cAcs Ver­
waltungsorgan über diejenigen, die die im 11. Teil der Sanctio Criminalis 
Josephina festgesteHten strafbaren Handlungen begangen haben, die 
dort vorgeschricbenen Strafen verhängt ? Die vor dem Strafgesetzbuch 
herausgegebene Instruktion des Verfahrens (die den Verwaltungsorganen 
vorschrieb, wie sie im Laufe der Untersuchung und Entscheidung von 
administrativen Vergehen vorzugehen hätten) enthiett für diese Frage 
keine Verfügung. Nach Herausgabe der Instruktion musste also schnell­
stens aufs neue eine Verfügung getroffen werden, dass bei Vcrwaltungs- 
vergehen (weiterhin auch bei Angelegenheiten von Nicht Adeligen dann, 
wenn das Urteil auf öffentliche Arbeit, auf eine längere — von 1 Monat 
bis zu einem Jahr dauernde Freiheitsstrafe lautete, oder auf eine Stock­
strafe von über 24 Schlägen) der Vizegespan vorgeht, ln allen übrigen 
Fällen gebührt dieses Recht dem Stuhlrichter, bzw. dem Magistrat eincr 
Marktgemeinde. Letztere Lösung fand bei der Kanzlei auch darum Unter­
stützung, weil — wenn demStuhlrichterdie Beurteilung von Verwaltungs- 
vergehen, die mit Leibesstrafen von unter 24 Stockschlägen bedroht sind, 
zugesprochen wird, so wird der Vizegespan mit weniger Angelegenheiten 
belastet, man muss nicht ,,die ohnehin mit anderweiten vielen Amts­
geschäften überhäufte Vizegespänne, mit der Erkenntnis, Bcurthcilung 
und Bestrafung aller noch so geringen politischen Verbrechen noch mehr 
belasten".3" Die Entscheidung ist in diesem Sinne ausgefallen.
Auch in diesem Falle war es die Septemviraltafe), die — ausser der 
Abschallungdcr konkreten Fehler — nicht nur die Mängel der einzelnen 
Dispositionen beanstandete, sondern auf die Grundprinzipien der Ver­
ordnung das Feuer ihrer Kritik richtete: sie erblickte im Verfahren nicht 
genügende Garantie lür den Schutz der persönlichen Rechte, zur Ver­
hinderung der möglichen Missbräuche bei den Verwaltungsorganen. ,,Der 
politische Richter — der ein einzelner Mann ist — eine der Todesstrafe 
allerhöchst gleich geachtete Strafe von 50 Streichen, Aussetzung an die 
Schandluihne, Gefängnis und öffentlichen Arbeit in Eisen und Band, auch 
die Verbannung von einem Ort verhängen könne — ohne, dass der un­
glückliche politische Verbrecher das wohltätige Mittel der Appellation 
ergreifen könnte." Dem Adeligen hingegen gebührt nach den Grundge­
setzen des Landes unbezweifclt und unentbehrlich das subjektive Recht , 
gegen jW/os Urteil zu appellieren. Die Tafel verurteilt die neue Verordnung 
in erster Linie deshalb, weil ,,die persönliche Sicherheit jedes einzelnen 
Bürgers das höchste Gut ist, das ihm in jeder Art Regierung gebühret, 
sie ist die Quelle und Ursache aller gesellschaftlichen Verbindungen, 
das höchste Gut eines Menschen, an welchen ihm mehr gelegen seyn muss, 
als an dem Glück und Reichtum." Der Institution des Einzelrichters ohne 
Appeilationsmöglichkeit widersetzte sich die Septemviraltafcl auch des­
halb, weil Seine Majestät die in kleineren bürgerlichen Angelegenheiten 
U rteile fällenden Gerichtshöfe der Stuhlrichter und Vizegespänne (das sog.
4 4  L. HAJDU
forum ])edaneum) abgeschafft hatte, damit ,,die Glücksumstände der 
Bürger nicht der Willkür einzeiner dichter ausgesetxt werden sollten." 
Es gibt aber auch andere Argumente: die neue Gerichtsordnung schriebt 
im Interesse des Rechtsschutzes der Bürger und zur Verhinderung der 
richterlichen Willkür — die Zahl der Richter eines Senats vor und ordnet 
an, dass der im Strafprozess auf wenigstens 3 Jahre Freiheitsveriust, bzw. 
30 Stockschläge verurteilte Adelige sich an die Septemviraltafel, der 
Nicht-Adelige sich an den Bezirksobergespan wenden kann ,,in via 
gratiae", weil Euere Majestät diese Strafe einer Todesstrafe gleich achte­
ten. ,,I)ie 30 Stockschläge aber kann der Delinquent auch wegen Begehen 
eines Verwaltungsvergehens bekommen, weshalb kann er in diesem Falle 
dann nicht appellieren ? Diese Verordnung steht in Wiederspruch mit den 
anderen Verfügungen Seiner Majestät, ja sogar mit dem Geist der bisheri­
gen strafrechtlichen Reformen und individuellen Akte. ,,Und eben diese 
väterliche Fürsorge lässt diese treugehorsamste Hofstelle mit Zuversicht 
hoffen, dass Euere Majestät es nicht zugeben werden, dass ein Beamter 
— der kein förmliches Gericht formieren kann, der weder Zeit, noch hin­
längliche Hülfsmittelzur Entscheidung einer Sache hat — so harte Strafen 
verhängen solle und also die Bürger des Staats einer willkührlichen Be­
handlung ausgesetzt werden."-*i
Die Kanzlei unterbreitete dem Herrscher das Gutachten der Septem­
viraltafel betreffs des II. Teiles des Kodexes vorläufig nicht (sie musste 
die Stellungnahme des Siebenbürger Guberniums im gleichen Gegenstand 
abwarten), aber bald erschien (den besonderen Methoden des Josefinis­
mus im zweiten Abschnitt entsprechend) eine prinzipielle Verordnung 
die die Appellation gegen Urteile, die bei Nicht-Adeligen wegen Ver­
waltungsvergehen verhängt worden waren, regelte. Ursprünglich wandte 
sich der Magistrat der Stadt Königsberg in Böhmen mit der Frage an die 
Vereinigte Hofstelle: nach welchen Regeln müsse bei der Appelation gegen 
Urteile, die bei Verwaltungsvergehen verhängt worden sind, verfahren 
werden ? Auf Vorschlag der Hof-Cotnpilations-Commission entschied Jo­
seph II. und seine in Form eines Normale herausgegebene Verordnung 
brachte Graf Sinzendorf der Kanzlei ,.freundschaftlich zur Kenntnis". 
Nach dieser freundschaftlichen Mitteilung musste die Resolution ,,zur 
unabweichlichen Richtschnur auch in Ungarn buchstäblich publiziert 
werden".32 Damit begannen nochmal die Probleme; laut Punkt 1 der für 
die österreichischen Erblande herausgegebenen und auch in Ungarn 
buchstäblich publizierten Normale mussten die Akten im Appellations- 
falle der Eandesstclle (in Ungarn der Statthalterei) unterbreitet werden, 
die Beurteilung der Appellation war ebenfalls Aufgabe dieses Dikasteri- 
ums. Nach gültigen Verordnungen in Ungarn konnte man hingegen die 
über Nicht- Adelige verhängten N/rq/z/r/eJc nur bis zu den Bezirksober­
gespannen Berufung ,,in via gratiae" einlegen, der Gbergespan konnte 
selbst ein Todesurteil abändern, da der Herrscher das Hoheitsrecht der 
Begnadigung (mit gewissen Einschränkungen) in den Strafangelegenhei- 
ten der Nicht-Adeligen ihnen übergeben hatte. So entstand die eigen­
tümliche Lage, dass gegen schwerere Straiurteile nur bei niedrigeren Fora
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Berufuttg eiugcicgt werden konnte nis bei wegen geringeren Rechtsver- 
ietxungen (Vcrwaitnngsvergeiien) veriiängtcn Strafen. Die Kanzlei hat 
die Bemerkungen der Statthaiterei angenommen und hat in eigenem 
Wirkungskreis die Abänderung der ,,umthwcich)ichen Richtschnur" 
angeotdnct — tiamit konnte aber der Wirrwarr und die die Schreiberei 
vermehrende Hasterei, die Unsicherheit und die weitere Verminderung 
der — daraus entstehenden — (daubwürdigkeitin der Leitung fies Staates 
nicht mehr ungeschehen geinacht werden.'^
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(RÉSUMÉ!)
D ans son étude l'anteur se dem ande avant tout s'il y a v a it, en Hongrie les conditions  
nécessaires pour faire entrer en vigueur le Code Pénal de Joseph 11.Selon ses constatations 
ces conditions ne subsistaient pas. 11 dém ontre, entre autres, que dans le pays il n 'v  avait 
pas assex de prisons dont l'am pleur et l'installation  auraient été  convenables, prisons que 
l'on ne réussissait pas à bien garder; ainsi la peine de prison tourne à son désavantage, 
ce qui s'esplique par le fa it que la détention défectueuse est due à l'entassem ent, aux  
«réductions des effectifs) infondées du souverain: les personnes condam nées à des pem es  
de prison de durée relativem ent courte son t m ortes d'épidém ie, l'exécution  de la pem e  
n'a pas réussi 3 assurer -  dans ces m auvaises conditions -  ni la rééducation de l'm dtvtdu. 
ni l'afferm issem ent de la securité publique (il y avait excessivem ent beaucoup d'évasions). 
1,'autem- soum et à i'anah'se les fautes com m ises apres l'entrée en vigueur du t ode; i! iaihut 
im m édiatem ent appliquer les dispositions du Code après sa prom ulgation (il n 'y avait pas 
de possibilité de procéder à l'élucidation ?л-ёа?аМе des problèm es: indépendam m ent de la  
date de la perpétration par l'accusé de l'aete (et en négligeant le l'ait que son acte devint 
être éventuellem ent m oins sévèrem ent puni), après sa  prom ulgation la Sanctio Crim inalis 
Joséphine devait être apptiquèe dans tous les procès pénaux, ¡.'auteur apprécie de la m eme 
façon com m e faute législative  entraînant de graves conséquences la  disposition rigide qm  
n'a pas perm is au juge d'apprécier librem ent les circonstances, il é ta it tenu d observer  
«littéralement« la loi. Par conséquent il fallait infliger l'em prisonnem ent lourd «à des m as­
ses« en cas de la perpétration des actes dont le poids éta it à plusieurs reprises relativem ent 
m oins im portant (dans un des procès présenté 71 personnes ont été  punies à l'em prtsonne- 
m ent d'au m oins cinq ans pour le vol de 2 quintaux de laine). E n iin . l'auteur soum et a 
l'exam en com m ent les garanties procédurales se sont réalisées dans le jugem ent des deh ts  
d'adm inistration et quelles é ta ien t les conséquences du m anque de réglem entation des a t­
tributions. L'étude «fait parler« dans toutes les questions im portantes (soum ises à l'exam en) 
-  en se référant à des sources contem poraines -  le souverain, les hom m es d'I'ltat hongrois 
prenant en considération les réalités (les dirigeants de la Chancellerie, ainsi que ceux de 
Septem viraltafel), présente les détails et les argum ents des con flits  des conceptions ditte- 
rentes.
УГОЛОВНЫЙ КОДЕКС ИОСИФА 11-ГО В ВЕНГРИИ
(РЕЗЮМЕ)
В своей статье автор рассматривает прежде всего, существовали ли необходи­
мые условия для вступления в силу Уголовного Кодекса Иосифа Н-ого. По автору 
таких условий не было. Он, между прочим, указывает на то, что в стране не оыло 
тюрем, помещения и оборудование которых, были бы удобными и сохранение ко­
торых оказалось не возможным: так тюремное заключение пошло шировот -  на­
выворот из-за неполного хранения, которое объясняется теснотой и ,.необоснован­
ными сокращениями статусов" монарха: липа, осуждённые на относительно корот­
кое лишение свободы умерли из-за эпидемии, однако исполнение приговора не оосс- 
печи.чо в таких условиях ни псревоспитывание липа, ни укрепление обшественнон 
безопасности (число бегств было очень огромно). Автор анализирует и ошибки, совер­
шённые в ходе вступления в силу: распоряжения Кодекса были немедленно приме­
нены после его публикации (не было возможности нребеаршлельно выяснить ироо-
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.)еиы); че.ч;ншсцмо от тою, когда подсудимый совершил преступление и упуская из
" г "  ^'^'"^-"...0 мягче'наказан. и . время е г ^ в е р .и е -
нпя (Sanctt. Cr..n.na).s J.septnna) оыла применена но всех уголовных делах посте
мч, ,7  ' ' <' "Т"Р считает законодательной ошибкой вте-
н '7м Л ' ^ ' ' ' ' '  Р^поряжение Кодекса, по которому с^дм,
ro .í Г "-"'"СТЬ оостоятельства, он бь.л обязан „буквально" соблюсти за­
кон. Следовательно „множество людей" оыло не раз приговорено к тяжёлому т.орем-
СУд^ныГ'тет'?)' " „ .„ '" 'Г '"  меньшей важности (в одном из
менее ^  "впрпмер, приговорено к тюренному наказа...,о „е
^  ^  ^ иен.неров шерсти). В заключение автор „даёт с .оно" -
ссылаясь на современные источники -  во всех вопросах (рассмотренных им) мо- 
нархъ венгерским государственным деятелям, принимающим во внимание pea .ь- 
нос.п (руководителям канцелярии ., также руководилям Septcmviraltafcl). нред- 
с.авляет нодрооности и предмет... конфликтов различных концепций.
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